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Nationale Parlamente
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Seit dem Vertrag von Lissabon (2009) haben die Parlamente der EU-Mitgliedstaaten ihre
europabezogenen Aktivitäten auf vielfältige Weise entwickelt und ausdifferenziert. Dabei
stellt sich für die nationalen Parlamente weiterhin sowohl die Frage nach der effektiven
Nutzung der  bestehenden  Möglichkeiten  zur  Einflussnahme auf  europäische  Entschei-
dungen als auch die Frage nach ihrer möglichen Weiterentwicklung. Vor diesem Hinter-
grund ist die Austrittserklärung des Vereinigten Königreichs vom März 2017 für die natio-
nalen  Parlamente  der  verbleibenden 27  Mitgliedstaaten  ein  tiefer  Einschnitt,  denn ein
maßgeblicher Agendasetter für Debatten über neue Mechanismen der Beteiligung natio-
naler  Parlamente auf  europäischer  Ebene verlässt  die  Europäische  Union.  Gleichzeitig
müssen  sich  die  nationalen  Parlamente  in  Zeiten  großer  Europaskepsis  mehr  denn  je
fragen lassen,  welche  Rolle(n)  sie  bei  der  Kontrolle  ihrer  Regierungen,  im Frühwarn-
mechanismus und im Dialog mit der Europäischen Kommission sowie in der interparla-
mentarischen Zusammenarbeit spielen möchten. 

Kontrolle der nationalen Regierung

Die parlamentarische Kontrolle von Europaangelegenheiten beginnt mit der Kontrolle der
eigenen Regierung. Dies zeigte sich nicht zuletzt in Großbritannien bei der Kontroverse
über die Beteiligung des britischen Parlaments an der Austrittserklärung nach Art. 50 des
Vertrags über die Europäische Union (EUV) und der Entscheidung des Obersten Gerichts-
hofs, dass die Premierministerin dazu die Erlaubnis beider Kammern des Parlaments benö-
tige.1 Mehrere  nationale  Parlamente  richteten  in  Reaktion  auf  die  Vorbereitung  der
Verhandlungen zwischen der EU-27 und dem Vereinigten Königreich spezielle Gremien
ein, um den Prozess zu begleiten.2 Insbesondere der Entwurf der Verhandlungsleitlinien,
die vom Europäischen Rat am 29. April 2017 beschlossen wurden, und der Entwurf des
Verhandlungsmandats,  das  der  Rat  für  allgemeine  Angelegenheiten  am 22.  Mai  2017
annahm, boten den nationalen Parlamenten Möglichkeiten zur Artikulation ihrer Positio-
nen. Der Deutsche Bundestag verabschiedete am 27. April 2017 mit den Stimmen von
CDU/CSU und SPD einen Entschließungsantrag, in dem er unter anderem den geplanten
zweistufigen Verhandlungsablauf – erst Klärung des Austritts, dann Gespräche über das
zukünftige Verhältnis zwischen der EU-27 und Großbritannien – ausdrücklich unterstützt.3

1 Siehe auch die Beiträge „Brexit“ und „Vereingtes Königreich“ in diesem Buch.
2 Beispiele hierfür sind Nationalversammlung und Senat in Frankreich, das dänische Parlament sowie ein

Brexit-Unterausschuss  zum EU-Ausschuss im spanischen Parlament.  Andere nationale Parlamente  er-
nannten spezielle Brexit-Berichterstatter. 

3 Deutscher Bundestag: Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD zu der Abgabe einer
Regierungserklärung durch die Bundeskanzlerin zum Sondertreffen des Europäischen Rates zu 27 am 29.
April 2017 in Brüssel, Drucksache 18/12135 vom 27. April 2017.
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Auch der Bundesrat fasste eine Entschließung zur Beteiligung der deutschen Länder an
den Brexit-Verhandlungen der Bundesregierung.4

Generelle Auswirkungen auf die Rolle nationaler Parlamente bei Freihandelsabkommen
hat das Gutachten des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 16. Mai 2017,5 welches
das Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen Union und Singapur als „gemisch-
tes  Abkommen“ einstuft,  da  wesentliche  Elemente  unter  mitgliedstaatliche  Kompetenz
fallen. Laut Gutachten bedarf das Abkommen aufgrund seiner Bestimmungen zum Schutz
ausländischer Investitionen und aufgrund seiner Bestimmungen zu Schiedsverfahren der
Ratifikation durch die Mitgliedstaaten (also in der Regel der Zustimmung des jeweiligen
nationalen Parlaments; im Falle Belgiens auch der Zustimmung der Regionalparlamente).
Die Auswirkungen auf den Abschluss eines möglichen Abkommens mit Großbritannien zur
Regelung der künftigen Beziehungen hängen von den genauen Bestimmungen in diesem
Abkommen ab.6 In jedem Fall können die nationalen Parlamente die Vertreter ihrer Regie-
rung im Rat der Europäischen Union kontrollieren. Das Europäische Parlament muss nach
Art. 218 Abs. 6 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) den
meisten Handelsabkommen und sonstigen internationalen Abkommen zustimmen.

Im Rahmen der  verstärkten haushalts- und wirtschaftspolitischen Koordinierung und
Überwachung des Europäischen Semesters befassen sich inzwischen die meisten natio-
nalen  Parlamente  mit  dem  Europäischen  Semester.  Eine  vergleichende  Studie  von
Aleksandra Maatsch zeigt, dass es in nationalen Parlamenten dabei auch zu Anfechtungen
kommt und die Bereitschaft einer Parlamentsfraktion, den von der Europäischen Kommis-
sion  erarbeiteten  und  vom  Rat  verabschiedeten  länderspezifischen  Empfehlungen  zu
folgen, zu einem großen Teil davon abhängt, ob diese inhaltlich mit ihren wirtschaftspoli-
tischen Präferenzen übereinstimmen.7

Subsidiaritätskontrolle und Dialog mit der Europäischen Kommission

Der  Frühwarnmechanismus  gibt  nationalen  Parlamenten  bei  Subsidiaritätsbedenken  zu
einem Gesetzesvorschlag der Europäischen Kommission die Möglichkeit der „begründe-
ten Stellungnahme“. Wenn mehr als ein Drittel der nationalen Parlamente solche Bedenken
äußert,  ist  die  Hürde  für  eine  gelbe  Karte  erreicht  und  die  Kommission  muss  ihren
Vorschlag einer erneuten Prüfung unterziehen. Zuletzt lösten im Mai 2016 nationale Parla-
mente aus zehn mittel- und osteuropäischen Mitgliedstaaten sowie das dänische Parlament
mit ihrem Widerstand gegen die Reform der Entsenderichtlinie eine gelbe Karte aus.8 Im
Juli  2016  wies  die  Kommission  die  Subsidiaritätsbedenken  zurück  und  der  Gesetzge-
bungsprozess  wurde  seitdem fortgesetzt.9 Bei  mehreren  interparlamentarischen  Treffen
äußerten Vertreter  der  nationalen Parlamente,  die  die insgesamt dritte  gelbe Karte seit

4 Bundesrat: Entschließung des Bundesrates zur Beteiligung der deutschen Lander an den Brexit-Verhand-
lungen der Bundesregierung, Drucksache 235/17 vom 31. März 2017.

5 Gerichtshof der Europäischen Union: Gutachten 2/15 vom 16. Mai 2017, ECLI: EU:C:2017:376.
6 Auch beim Austrittsabkommen nach Art. 50 EUV kann sich die Parlamentsbeteiligung unter Umständen

bis hin zu einem Zustimmungserfordernis verdichten. Vgl. Janosch Delcker: EU parliaments could get
vote on Brexit, say German officials, in: POLITICO Europe, 25.4.2017.

7 Aleksandra Maatsch: Effectiveness of the European Semester: Explaining domestic consent and contesta-
tion, MPIfG Discussion Paper No. 17/6, March 2017.

8 Alexander Hoppe: Nationale Parlamente, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der
Europäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 177-180, hier: S. 177-178.

9 Diane Fromage/Valentin Kreilinger: National Parliaments’ third yellow card and the struggle over the revi-
sion of the Posted Workers Directive, in: European Journal of Legal Studies 1/2017, S. 125-160.
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Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon ausgelöst hatten, scharfe Kritik an der Entschei-
dung der Europäischen Kommission. 

Im Jahr 2016 gingen 65 begründete Stellungnahmen bei der Europäischen Kommission
ein, was einen deutlichen Anstieg gegenüber dem Vorjahr (2015: acht) und eine Stabilisie-
rung auf dem Niveau der Jahre 2011 bis 2013 (mit durchschnittlich 74 begründeten Stel-
lungnahmen) darstellt.  Die Aktivität im politischen Dialog lag mit 555 Stellungnahmen
höher als 2015 (342).10

Abb. 1: Aktivität der nationalen Parlamente im politischen Dialog und im Frühwarn-
mechanismus (2010-2016)

Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Olivier Rozenberg: The Role of National Parliaments in the EU after
Lisbon: Potentialities and Challenges, European Parliament, Study for the AFCO Committee, Brussels 2017.
Daten für 2016: Europäische Kommission. 

Außerdem unterzeichneten  im Juli  2016  acht  nationale  Parlamente  und Kammern auf
Initiative der französischen Nationalversammlung eine (zweite) grüne Karte zum Thema
„Corporate Social Responsibility“.11 Mit einer grünen Karte unterbreiten Gruppen natio-
naler Parlamente seit 2015 der Europäischen Kommission unverbindlich Vorschläge für
künftige Gesetzesinitiativen. In ihrer Antwort verwies die Europäische Kommission ledig-
lich auf ihre bestehenden Maßnahmen in diesem Bereich.12 Ein direkter Effekt der grünen
Karte blieb damit aus.

Interparlamentarische Zusammenarbeit

Ein weiteres Instrument für nationale Parlamente auf europäischer Ebene ist die institu-
tionalisierte  Kooperation  zwischen  den nationalen Parlamenten  und dem Europäischen

10 Europäische Kommission: Jahresbericht 2016 über die Beziehungen zwischen der Europäischen Kommis-
sion und den nationalen Parlamenten, Com(2017) 601 final, S.2.

11 Assemblee nationale: Corporate social responsibility: proposal for an initiative by the European Commis-
sion, Letter to Vice-President Timmermans, 11 July 2016.

12 European Commission: Reply to the “Green Card” on corporate social responsibility, Brussels, 1C(2016)
8597 final.
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Parlament. Die Konferenz der Parlamentspräsidenten gab im April 2017 durch die Schaf-
fung eines Gemeinsamen Parlamentarischen Kontrollausschusses für die Europäische Poli-
zeibehörde Europol einen wichtigen Impuls in diesem Bereich.13 Bereits Art. 12 EUV und
Art. 88 AEUV enthalten klare Bestimmungen über die Einbeziehung nationaler Parlamen-
te in die Kontrolle von Europol. Vor dem Inkrafttreten der neuen Europol-Verordnung am
1. Mai 2017 einigten sich die Parlamentspräsidenten auf Eckpunkte zur Arbeitsweise und
Struktur des neuen parlamentarischen Kontrollausschusses: Jedes nationale Parlament darf
bis zu vier Mitglieder für das Gremium benennen und das Europäische Parlament entsen-
det 16 Mitglieder.14 Die Aufgabe dieser „Joint Parliamentary Scrutiny Group for Europol“
besteht in der politischen Überwachung der Tätigkeiten von Europol. Das erste Treffen
des neuen Gremiums soll am 9. und 10. Oktober 2017 in Brüssel stattfinden.

Schließlich gab es vor allem in Frankreich Forderungen nach institutionellen Reformen
für  die  Wirtschafts-  und Währungsunion.  Der  Vorschlag „For  A Treaty Democratizing
Euro Area Governance“ einer Gruppe von Wissenschaftlern um Nobelpreisträger Thomas
Piketty sieht unter anderem eine parlamentarische Versammlung für die Eurozone vor15

und auch der neue französische Staatspräsident Emmanuel Macron hatte sich bereits als
Wirtschaftsminister für ein „Parlament de la zone euro“ ausgesprochen.16 In einem Inter-
view  mit  der  italienischen  Tageszeitung  La  Repubblica  betonte  Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble im Mai 2017, er sei einer Eurozonenkammer im Europäischen Parla-
ment gegenüber aufgeschlossen: Eine solche Kammer könne beratenden Charakter haben
und Informationsrechte gegenüber dem Europäischen Stabilitätsmechanismus besitzen.17

In diesem Modell wären die nationalen Parlamente allerdings nicht einbezogen.
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